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ENTWURF EINER EMPFEHLUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

an den Rat, die Kommission und den Vizepräsidenten der Kommission/Hohen Vertreter 
der Union für Außen- und Sicherheitspolitik zu der Ausrichtung der politischen 
Beziehungen zwischen der EU und Russland
(2021/2042(INI))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf seine früheren Entschließungen zu Russland, insbesondere die 
Entschließungen vom 12. März 2019 zum Stand der politischen Beziehungen zwischen 
der EU und Russland1, vom 19. September 2019 zur Bedeutung des europäischen 
Geschichtsbewusstseins für die Zukunft Europas2, vom 19. Dezember 2019 zum 
russischen Gesetz über ausländische Agenten3, vom 17. September 2020 zur Lage in 
Russland: Vergiftung von Alexei Nawalny4, vom 21. Januar 2021 zur Festnahme von 
Alexei Nawalny5 und vom 29. April 2021 zu Russland, dem Fall Alexei Nawalny, dem 
militärischen Aufmarsch an der Grenze zur Ukraine und den von Russland 
orchestrierten Anschlägen in der Tschechischen Republik6,

– gestützt auf Artikel 118 seiner Geschäftsordnung,

– unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten (A9-
0000/2021),

A. in der Erwägung, dass Russland sein aggressives Verhalten an der Grenze zur Ukraine 
fortsetzt und sich mit Terrorakten im Hoheitsgebiet von EU-Mitgliedstaaten wie der 
Tschechischen Republik und seinen östlichen Nachbarn einmischt, indem es unter 
anderem das unrechtmäßige Regime von Alexander Lukaschenko in Belarus unterstützt;

B. in der Erwägung, dass sich die Lage in Russland aufgrund der systematischen 
Unterdrückung demokratischer Kräfte durch Präsident Putin dramatisch verschlechtert, 
beispielsweise als die russischen Staatsorgane nur zwei Wochen nach der Festnahme 
von Alexei Nawalny mehr als 11 000 friedliche Demonstranten festnahmen, womit sich 
die Gesamtzahl der seit Januar 2021 inhaftierten Russen auf über 15 000 beläuft;

C. in der Erwägung, dass diese innenpolitischen Entwicklungen eine Warnung an die EU 
darstellen, was im Vorfeld und nach der Parlamentswahl in Russland im September 
2021 geschehen könnte, wenn Putin in gleicher Weise wie Lukaschenko in Belarus 
einen Krieg gegen das russische Volk führt;

D. in der Erwägung, dass das Parlament in seinen Entschließungen vom 17. September 
2020, 21. Januar 2021 und 29. April 2021 eine Überprüfung der Politik der EU 

1 ABl. C 23 vom 21.1.2021, S. 7.
2 Angenommene Texte, P9_TA(2019)0021.
3 Angenommene Texte, P9_TA(2019)0108.
4 Angenommene Texte, P9_TA(2020)0232.
5 Angenommene Texte, P9_TA(2021)0018.
6 Angenommene Texte, P9_TA(2021)0159.
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gegenüber Russland gefordert hat, einschließlich der fünf 2016 vereinbarten 
Leitprinzipien, betont hat, dass die künftigen Beziehungen der EU zu Russland vom 
Tempo des demokratischen Wandels Russlands abhängen, und die Organe der EU 
aufgefordert hat, einen neuen strategischen Ansatz auszuarbeiten, bei dem davon 
ausgegangen wird, dass jeder Dialog mit Russland auf der Achtung des Völkerrechts 
und der Menschenrechte beruhen muss;

E. in der Erwägung, dass die fünf Leitprinzipien der EU für die Beziehungen zu Russland 
das Kreml-Regime von einer weiteren Aggression gegen die Ukraine abgehalten haben, 
dass sie jedoch keine Aussage im Hinblick auf die Eindämmung des Krieges von 
Präsident Putin gegen das russische Volk beinhalten;

F. in der Erwägung, dass die neue EU-Strategie auf den Grundsätzen „zurückdrängen, 
eindämmen und engagieren“ beruhen sollte, die darauf abzielen, die Fähigkeit der EU 
zu stärken, die Bedrohungen durch den Kreml zu bekämpfen, insbesondere in der 
Region der Östlichen Partnerschaft (ÖstP), einschließlich Belarus, sowie in Russland 
selbst, indem die Menschenrechte verteidigt werden und Russlands Umwandlung in 
eine Demokratie gemäß dem Grundsatz „Demokratie an erster Stelle“ unterstützt wird;

G. in der Erwägung, dass die Strategie der EU für Russland auf der Annahme beruhen 
sollte, dass das russische Volk sein Land in eine Demokratie verwandeln kann;

H. in der Erwägung, dass die EU-Strategie für Russland im Interesse der EU funktionieren 
und Russland einen konstruktiven Dialog zur Förderung der Werte der Menschenrechte 
und der Demokratie ermöglichen sollte;

1. empfiehlt, dass der Rat, die Kommission und der Vizepräsident der Kommission und 
Hohe Vertreter der Union für Außen- und Sicherheitspolitik (VP/HR) gemeinsam mit 
den Mitgliedstaaten die Politik der EU gegenüber Russland, einschließlich der fünf 
Leitprinzipien, überprüfen und eine umfassende EU-Strategie gegenüber Russland 
entwickeln, die auf folgenden Grundsätzen und Maßnahmen beruht:

Abschreckungsstrategien gegen die russische Bedrohung - Zurückdrängen der 
sicherheitspolitischen Bedrohung

a) Die EU sollte gemeinsam mit der NATO und den internationalen Partnern 
abschreckend auf Russland einwirken und die Stabilität in der Region der 
Östlichen Partnerschaft aufrechterhalten, indem sie Russland auffordert, sich nicht 
in der Region einzumischen und die besetzten Gebiete in der östlichen 
Nachbarschaft der Union zurückzugeben;

b) die EU sollte bereit sein, den Ausschluss Russlands aus dem Zahlungssystem 
SWIFT zu fordern, wenn die russischen Behörden ihre aggressiven Drohungen 
und Militäraktionen gegen EU-Mitgliedstaaten und Nachbarländer der Östlichen 
Partnerschaft fortsetzen;

c) die EU muss ein klares Ziel und Pläne haben, wie ihre Abhängigkeit von 
russischem Gas und Erdöl zumindest während der Amtszeit von Präsident Putin 
verringert werden kann;
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Eindämmung der russischen Bedrohung - Bekämpfung der Einmischung Russlands 
in der EU und den östlichen Nachbarländern

d) die EU sollte Sicherheitspakte mit den Ländern der Östlichen Partnerschaft auf 
den Weg bringen, die ein Assoziierungsabkommen mit der EU geschlossen haben, 
und eine neue EU-Strategie für die Integration der östlichen Partner vorschlagen, 
die auf der Formel des ehemaligen Kommissionspräsidenten Romano Prodi 
„Teilhabe mit Ausnahme der Institutionen“ aufbaut;

e) die EU sollte ihre Arbeit zur Eindämmung der russischen hybriden Bedrohungen 
mit Instrumenten fortsetzen, die in der Lage sind, russische hybride Einflüsse aus 
der EU und ihren Mitgliedstaaten zu unterbinden;

Engagement zur Unterstützung der Demokratie – Zurückdrängen mit Sanktionen, 
Finanzkontrollen und internationalen Ermittlungen

f) die EU sollte gemeinsam mit den USA ein transatlantisches Bündnis zur 
weltweiten Verteidigung der Demokratie aufbauen und ein Instrumentarium zur 
Verteidigung der Demokratie vorschlagen, das gemeinsame Maßnahmen in Bezug 
auf Sanktionen, Strategien zur Bekämpfung der Geldwäsche, Vorschriften über 
die Konditionalität der wirtschaftlichen und finanziellen Unterstützung, 
internationale Ermittlungen und die Unterstützung von Verfechtern der 
Menschenrechte und der Demokratie umfassen sollte;

g) im Einklang mit dem Grundsatz „Demokratie an erster Stelle“ sollte die EU das 
Erfordernis der Konditionalität in ihren Beziehungen zu Russland stärken, indem 
sie in jeden Dialog oder jedes Abkommen mit Russland Maßnahmen zum Schutz 
der Menschenrechte und zur Abhaltung freier Wahlen einbezieht; 
dementsprechend sollten die EU und ihre Mitgliedstaaten ihre 
Investitionsförderungs- und Wirtschaftskooperationsprojekte überarbeiten, 
beginnend mit der Einstellung des Projekts Nord Stream 2;

h) die EU sollte ihre Fähigkeit verbessern, Sanktionen gegen die russischen 
Staatsorgane wegen ihrer systematischen Unterdrückung demokratischer Kräfte in 
Russland vorzubereiten und zu verhängen und die Beschlussfassung der EU zu 
zentralisieren, indem sie in Fällen von Korruption oder Verletzung der 
Menschenrechte automatisch Sanktionen verhängt, unter anderem durch die 
Aktualisierung des globalen Sanktionsmechanismus der EU (Magnitski-Rechtsakt 
der EU), um Korruptionsfälle zu bekämpfen;

i) die EU sollte Partnerschaften zu ihrer Sanktionspolitik mit in der EU ansässigen 
Nichtregierungsorganisationen wie Bellingcat eingehen, damit diese 
Organisationen sie bei der Vorbereitung und Untersuchung von Fällen umfassend 
unterstützen können;

j) die EU sollte einen zentralisierten Rahmen zur Bekämpfung der Geldwäsche 
schaffen, einschließlich einer EU-Behörde für Finanzkontrollen, die der Aufsicht 
des Parlaments unterstehen und mit dem Schutz der EU und ihrer Mitgliedstaaten 
vor illegalen Finanzpraktiken und Einflüssen aus Russland betraut werden soll;
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k) die EU sollte im Rahmen einer Plattform zur Bekämpfung der Straflosigkeit und 
eines EU-Justizzentrums (EU Justice Hub) internationale Untersuchungen über 
die vom Regime von Präsident Putin gegen das russische Volk und die vom 
Regime von Lukaschenko in Belarus begangenen Verbrechen initiieren und zu 
diesen Untersuchungen beitragen; im Rahmen dieser Untersuchungen sollte die 
EU eine Task Force aus Beratern einrichten, die nationale und internationale 
Ermittlungen, Gerichtsverfahren und die Einrichtung von EU-Gerichten 
unterstützt, und dem Parlament regelmäßig über den Stand der politischen 
Freiheiten in Russland Bericht erstattet;

Engagement zur Unterstützung der Demokratie – Unterstützung einer 
demokratischen Gesellschaft in Russland

l) die EU sollte sich mit der russischsprachigen Propaganda des Regimes von 
Präsident Putin auseinandersetzen und die Einrichtung eines freien russischen 
Fernsehsenders (Free Russia), der rund um die Uhr sendet, unterstützen;

m) die EU muss bereit sein, das russische Parlament nicht anzuerkennen und die 
Suspendierung Russlands von internationalen Organisationen mit 
parlamentarischen Versammlungen zu fordern, wenn die Parlamentswahlen 2021 
in Russland als betrügerisch anerkannt werden;

n) die EU sollte eine strategische Vision für ihre künftigen Beziehungen zu einem 
demokratischen Russland annehmen und ankündigen, die ein umfassendes 
Angebot mit Bedingungen und Anreizen, darunter Visaliberalisierung, 
Freihandelsinvestitionen und Modernisierungsprogramme, sowie eine strategische 
Partnerschaft umfassen sollte; sie sollte auch die potenziellen Vorteile vermitteln, 
die sie als Gegenleistung für einen demokratischen Wandel Russlands zu bieten 
bereit ist; 

Engagement zur Unterstützung der Demokratie – Erfolg der Östlichen Partnerschaft 
als Quelle der Inspiration für die Bevölkerung Russlands

o) die EU sollte eine ehrgeizige Strategie zur Unterstützung der erfolgreichen 
Entwicklung der Länder der Östlichen Partnerschaft annehmen, die als gutes 
Beispiel dienen und Anreize für das russische Volk schaffen würde, die 
Demokratie zu unterstützen; dementsprechend sollte die EU den Ländern der 
Östlichen Partnerschaft, die ein Assoziierungsabkommen mit der EU geschlossen 
haben, eine neue Dynamik der europäischen Integration vorschlagen, um ihre 
Motivation für Reformen aufrechtzuerhalten;

°

° °

2. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission, dem 
Vizepräsidenten der Kommission und Hohen Vertreter der Union für Außen- und 
Sicherheitspolitik, den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten, den 
Regierungen und Parlamenten der Länder der Östlichen Partnerschaft und der G7-
Länder, dem Europarat, der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
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sowie dem Präsidenten, der Regierung und dem Parlament der Russischen Föderation 
zu übermitteln.


